
 

Unser Beratungsauftrag  

Der gesetzliche Auftrag der LADG-Ombudsstelle ergibt sich aus den §§ 13, 14 LADG.  

 

Die Ombudsstelle bietet an 

1. Annahme und Verweisberatung von Beschwerden mit LADG-Bezug sowie 

Verweisberatung von AGG- Beschwerden oder sonstigen Beschwerden, die nicht in den 

Anwendungsbereich des LADG fallen. 

2. Beratung nach dem LADG 

o rechtliche Information zu allen Rechten und Ansprüchen nach dem LADG, wenn eine 

individuelle Diskriminierung im Anwendungsbereich des LADG im Raum steht, 

o rechtliche Information zu damit verbundenen Rechtsmitteln des Primärrechtsschutzes, 

o Aufzeigen von Möglichkeiten, ob und wie Rechte nach dem LADG durchgesetzt 

werden können, insbesondere 

a) Informationen darüber, was in einem rechtsförmigen Verfahren nötig ist, um 

eine Diskriminierung vorzutragen und belegen zu können und welche Fristen 

zur Geltendmachung von möglichen Ansprüchen zu beachten sind. 

b) welche staatlichen Beschwerdestellen, nichtstaatlichen Beratungsstellen, 

Antidiskriminierungsverbände und Beauftragte dabei unterstützen können. 

3. Sachverhaltsaufklärung und Intervention 

o Einholen von Stellungnahmen und Auskünften, 

o Akteneinsicht, unabhängig von der Eröffnung eines Strafverfahrens, 

o Befragung von Zeug*innen, 

o Einbeziehung von Sachverständigen,  



o Anstreben einer gütlichen Einigung auf Wunsch beider Seiten, 

o Aussprechen von Handlungsempfehlungen, 

o Aussprechen einer formellen Beanstandung und Aufforderung zu Abhilfe nach 

erfolglosem Schlichtungsversuch und wenn nach Überzeugung der Ombudsstelle 

eine Diskriminierung nach dem LADG vorliegt. 

4. Zusammenarbeit 

o mit den für die Diskriminierungsdimensionen zuständigen Stellen innerhalb der 

Berliner Verwaltung, insbes. Beauftragte, Ombudsstellen und Beschwerdestellen 

o mit Beratungsstellen der Berliner Antidiskriminierungsberatungsstruktur, 

o mit Ombuds-, Schlichtungs- und Beschwerdestellen außerhalb der Berliner 

Antidiskriminierungsberatungsstruktur. 

 

Die Ombudsstelle bietet nicht an 

• vertiefte psychosoziale Beratung, 

• Prozessbegleitung im Primärrechtsschutz,  

• Vertretung im gerichtlichen Verfahren. 


